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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

In einer repräsentativen Umfrage des Magazins Reader's Digest, welche von den
Befragten wissen wollte, welcher Kanton der sympathischste sei, plazierte sich das
Tessin mit Abstand an erster Stelle, gefolgt von Bern, Graubünden und Wallis. Ausser
dem Kanton Jura, der auf dem zweitletzten Platz landete, waren alle Kantone der
Romandie im ersten Drittel der Rangordnung vertreten. Den Schluss bildete der Kanton
Zürich. In einem sogenannten Kantonsrating beurteilte das Wirtschaftsmagazin "Bilanz"
die Attraktivität der 26 Stände nach unterschiedlichen Kriterien wie Finanzen, Steuern,
Wirtschaft, öffentliches Angebot, Umweltqualität und allgemeine Befindlichkeit. Dabei
plazierte sich der Kanton Zug an erster Stelle, gefolgt von Graubünden und Nidwalden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Vertrauen der Schweizer Bevölkerung in die Behörden, Parteien und Verbände hat
sich im Berichtsjahr weiter verringert. Laut den Ergebnissen des
Marktforschungsinstituts Demoscope stieg der Anteil der Befragten, welche wenig bis
gar kein Vertrauen in die Regierung haben, gegenüber dem Vorjahr um drei auf 27
Prozent, während die Anzahl Personen mit vollem und ziemlichem Vertrauen in den
Bundesrat stagnierte. Ein genereller Rückgang war insbesondere beim Vertrauen in die
Parteien und Verbände sowie in die kantonalen und kommunalen Behörden
festzustellen. Laut der Univox-Umfrage zum Verhältnis Bürger-Staat erzielte die
Zauberformel bei der Bevölkerung trotz den Misstönen rund um die
Bundesratsersatzwahl eine hohe Akzeptanz. Eine Mehrheit der Befragten sprach sich
aber für die Volkswahl der Landesregierung aus, nachdem 1988 noch das geltende
System Zustimmung gefunden hatte. Eine Mehrheit glaubte ferner, dass der Bundesrat
für die wichtigsten Probleme wie Arbeitslosigkeit, Drogen und Aids eine Lösung finden
werde. Im übrigen zeigte sich, dass bei der Bewertung staatlicher Stellen weitere
Image-Einbussen, vor allem bei den PTT, zu verzeichnen waren. Entgegen den gängigen
Vorstellungen ergab eine weitere Demoscope-Studie, dass die eher als typisch
germanisch eingestuften Eigenschaften wie Hang zum Materialismus, Erfolgsstreben,
Sauberkeit und Aggressivität bei den Romands im allgemeinen ausgeprägter waren als
bei den Deutschschweizern. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Verständigungsschwierigkeiten bestehen offensichtlich nicht allein zwischen den
einzelnen Landesteilen, sondern auch zwischen "Elite" und einfacher Bevölkerung. Dies
geht zumindest aus einer Lausanner Studie hervor, in welcher mehrere hundert
Mitglieder der Führungsschichten befragt wurden. Danach schätzen diese den
gegenwärtigen Zustand und die Zukunftsaussichten des Landes generell pessimistischer
ein als der Grossteil der Bevölkerung. Besonders deutlich werden die Unterschiede in
der Beurteilung der internationalen Öffnung der Schweiz sowie in der Wertschätzung
der zentralen staatlichen Werte, wie etwa der direktdemokratischen Partizipation. Die
Studie, 1993 erstmals durchgeführt, soll jährlich wiederholt werden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.03.1994
DIRK STROHMANN

Mit der Veröffentlichung des Schlussberichts konnte das Nationale
Forschungsprogramm (NFP 21) über "Kulturelle Vielfalt und nationale Identität"
abgeschlossen werden. Der vom Basler Geschichtsprofessor Georg Kreis unter dem
Titel "Die Schweiz unterwegs" publizierte Forschungsbericht geht in 47 thematisch weit
gestreuten Untersuchungen der Frage nach Befinden und Selbstverständnis in der
Schweiz nach. Der Bericht enthält eine historische Betrachtung des Aufbaus des
eidgenössisch-schweizerischen Nationalgefühls, legt jedoch sein Hauptaugenmerk auf
die nationale Identitätsfindung in der jüngeren Vergangenheit. Diese wird anhand des
Beziehungsgeflechts zwischen zunehmender politischer und wirtschaftlicher
Internationalisierung und darauf reagierendem Rückzug auf lokale Strukturen analysiert,
unter besonderer Beachtung der Stellung der verschiedenen Sprachgruppen
zueinander. Als Möglichkeit, die beschriebenen Herausforderungen in Zukunft zu
bewältigen, stellt sich für den Herausgeber, der auch den Titel seines Buches in dieser
Hinsicht verstanden wissen will, in erster Linie die Annahme und mitgestaltende

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.04.1994
DIRK STROHMANN
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Fortentwicklung der gesellschaftlichen Dynamik dar. 4

Die Ursachen der zunehmenden Verunsicherung innerhalb der Bevölkerung suchte
eine Auftragsstudie des Bundes zu ergründen. Dabei stellen die Autoren sowohl im
Bereich der als bedrohlich empfundenen Erscheinungen als auch bei den
Möglichkeiten, selber aktiv zu werden, zu Beginn der 90er-Jahre eine Zäsur fest. Die
Sicherung des Arbeitsplatzes, der sozialen Sicherheit, aber auch die Frage der
Gleichberechtigung haben die Sorge um die Umwelt als Hauptanliegen abgelöst.
Gleichzeitig werden die Möglichkeiten eigenen oder staatlichen politischen Handelns
pessimistischer beurteilt. Besonders in den Städten kamen die Fragen der Asylpolitik,
der Kriminalität und des Drogenkonsums als neue wichtige Formen der Bedrohung
hinzu.

Gemäss einer von einem Meinungsforschungsinstitut im Auftrag einer Tageszeitung
durchgeführten Umfrage wurden die beiden letzten Probleme von über 50% der
Bevölkerung als dringlich angesehen. Die im Bundesbericht ebenfalls erwähnte Frage
der Einwanderung beschäftigte danach dagegen nur etwas mehr als einen Drittel der
Befragten. Die Verfasser der Bundesstudie warnen denn auch selbst vor einer
Verquickung dieser drei Problembereiche, da sie besonders leicht Spielraum für die
politische Konstruktion von Feindbildern böten. Auch dürfe eine als dramatisch
empfundene lokale Bedrohung nicht zu einer gesamtnationalen Gefahr hochstilisiert
werden. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.10.1994
DIRK STROHMANN

Die Frage nach dem Grad des Vertrauens der Schweizer Bevölkerung in den Bundesrat
erhielt nach der Ablehnung aller drei Abstimmungsvorlagen vom 12. Juni neue Relevanz.
Eine Auswertung der im Rahmen der VOX-Umfragen durchgeführten diesbezüglichen
Erhebungen ergab, dass das Vertrauen in die Landesregierung seit 1991 kontinuierlich
abnimmt. Verantwortlich dafür seien neben der Zunahme der äusseren Konflikte die
wachsende wirtschaftliche Krise im Lande selbst sowie die Unsicherheit über die
internationale Stellung der Schweiz, insbesondere im Rahmen der europäischen
Integration. Besonders stark nahm die Skepsis bei den Angehörigen der Parteien des
äusseren rechten Randes zu. Den grössten Vertrauensverlust erlitt der Bundesrat
hingegen bei den Wählern und Wählerinnen von SVP und LP, wo der Grad der
Zustimmung vom positiven in den negativen Bereich absackte. Eine Ende des Jahres
von anderer Seite durchgeführte Umfrage wies dagegen wieder einen leichten
Vetrauenszuwachs aus. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

Zwei Studien beschäftigten sich mit den Ängsten der Menschen. Eine internationale,
von Chemie- und Energiebetrieben mit in Auftrag gegebene Untersuchung fand heraus,
dass politisch so umstrittene Themen wie die Genforschung die Bevölkerung weit
weniger interessieren als Kriminalität oder Arbeitslosigkeit. Die Technikängste, von
denen zwei Drittel der Bevölkerung mehr oder weniger befallen seien, führt die Studie
im wesentlichen auf die Information in den Medien zurück. Für die Schweiz stellte eine
Westschweizer Untersuchung die Arbeitslosigkeit als derzeitige Hauptsorge der
Bevölkerung fest. An zweiter und dritter Stelle folgten die Sicherung der AHV und des
sozialen Netzes sowie die Frage der europäischen Integration. In allen der drei grossen
Sprachregionen wurde die Arbeitslosigkeit an erster Stelle genannt, jedoch in der davon
besonders betroffenen Romandie (57%) und dem Tessin (53%) mit weit höheren
Werten als in der Deutschschweiz (28%). 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.05.1995
DIRK STROHMANN

Das Vertrauen in die politischen Behörden nahm auch 1995 weiter ab. Gemäss einer zu
Beginn des Jahres in der Deutsch- und Welschschweiz vom Institut DemoScope
durchgeführten Meinungsumfrage bekundeten noch 65% der 1000 Befragten zwischen
15 und 74 Jahren ihr Vertrauen in den Bundesrat. 1994 waren es noch 71%, 1979, zu
Beginn der Studie, gar 87%. Mit einem Wert von 67% ist das Ansehen der Kantons- und
Gemeindebehörden ähnlich gering, während nur gerade 57% der Befragten der
Beamtenschaft vertrauen. Bessere Werte als 1994 erhielt dagegen die Schweizer
Wirtschaft. 62% (1994: 58%) sprachen den eidgenössischen Grossunternehmen ihr
Vertrauen aus, das der kleinen und mittleren Betriebe hielt sich bei 83%. 39% (40%)
der Bevölkerung vertrauten in die internationalen Konzerne. Zugenommen hat auch das
Ansehen der Medien: 1995 lagen die Werte beim Radio bei 82% (80%), beim Fernsehen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1995
DIRK STROHMANN
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bei 73% (69%) und bei der Presse konstant bei 67%. 8

Geringe Vertrauenswerte für die politischen Behörden und vor allem die Parteien
bestätigte auch eine Studie der Militärischen Führungsschule und der ETH Zürich.
Dagegen sei das Sicherheitsempfinden und die Bereitschaft zur Öffnung, insbesondere
europäischen Institutionen gegenüber, wieder gestiegen. Bezüglich der Schweizer
Armee bestehe bei jüngeren Menschen eine grössere Skepsis als bei älteren. Insgesamt
habe jedoch die Zustimmung zur Milizarmee 1995 den seit 1988 höchsten Wert
erreicht. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.09.1995
DIRK STROHMANN

Gegen einen Ausbau des Föderalismus wandte sich eine von der Bundeskanzlei in
Auftrag gegebene Studie der Universität Genf über den Graben zwischen Deutsch-
und Welschschweiz. Darin kamen die Forscher zum Schluss, dass die Beziehung unter
den Sprachgruppen für die Schweizer Bevölkerung kein vordringliches Problem
darstelle. Bei den Volksabstimmungen werde die Romandie heute sogar weit weniger
minorisiert als früher. Hingegen akzentuiere sich der kulturelle Gegensatz neuerdings
an der Frage der aussenpolitischen Ausrichtung, weshalb ein nationaler Konsens über
die Stellung der Schweiz in Europa und der Welt vordringlich sei. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

Nationale Identität

Das Vertrauen der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit des Staates ist laut einer
im Juli und August durchgeführten UNIVOX-Befragung zum Teil stark zurückgegangen.
Der Umweltschutz stand nach Ansicht der Befragten zwar weiterhin an der Spitze der
ungelösten Probleme, aber die Ausländer- und Asylpolitik, die Sozialpolitik sowie
politisch-institutionelle Anliegen haben stark aufgeholt. Der Anteil derjenigen, welche
in den einzelnen Politikbereichen ohne Einschränkung in die Problemlösungsfähigkeit
des Staates vertrauten, ging im Vergleich zum Vorjahr um etwa 20 Prozentpunkte
zurück. Immerhin rund drei Fünftel der Bevölkerung glaubte in den erwähnten
Problembereichen "unbedingt" und "eher" an die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates (1990: 80% bis 96%). Der Anteil der Befragten, welcher generell zufrieden
war mit der Art, wie die Schweiz regiert wird, sank gegenüber dem Vorjahr von 54% auf
42%; derjenige der Unzufriedenen stieg von 16% auf 24%. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wie die Ergebnisse der 1992er Umfrage im Rahmen der UNIVOX-Untersuchung zur
politischen Kultur in der direkten Demokratie zeigten, verstärkte sich der Trend des
Misstrauens der Bevölkerung gegenüber der Politik; 52% der Befragten unterstützten
die Aussage "Leute wie ich haben keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut", was
eine Zunahme von 9 Prozentpunkten im Vergleich zu 1989 darstellte. Über die Hälfte
der Befragten glaubte im weiteren, dass sich die gewählten Politikerinnen und Politiker
wenig um das Volk kümmern und den Kontakt mit ihm vollständig verloren haben. Nicht
ganz die Hälfte der Befragten (46%) zeigten sich zufrieden mit der Art, wie die Schweiz
regiert wird (1990: 54%; 1991: 42%), ein Drittel war unentschieden und ein Fünftel
äusserte sich unzufrieden. Als wichtigste Probleme der Gegenwart wurde mit 21% die
Arbeitslosigkeit und die Ausländerfrage genannt; gleichzeitig haben zu diesen beiden
Themen immerhin 63% resp. 61% Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen des alljährlich durch das gfs.bern erhobenen und von der Credit Suisse
finanzierten Sorgenbarometers werden auch Fragen zu Identität, Nationalstolz und der
Einschätzung von Stärken und Schwächen der Schweiz gestellt. 
Bei der Frage nach dem Gefühl der geographischen Zugehörigkeit, bei der den
Befragten eine Liste mit sechs Einheiten vorgelegt wird, schwingen die Schweiz (26%
erste Nennung), der Wohnkanton (24%) und die Sprachregion (24%) oben auf. Mit der
Wohngemeinde (19%), Europa (4%) oder der Welt (3%) fühlen sich weniger der rund
1000 Befragten verbunden. Interessant ist hier der über die Jahre recht starke
Rückgang der Verbundenheit mit der Gemeinde, der etwa 2007 noch bei 40% lag. 
Rund ein Drittel der Befragten nannten den Begriff "Neutralität" bei der Frage, wofür
die Schweiz für sie persönlich stehe (2014: 20%). "Sicherheit und Frieden" (19%; 2014:
18%), "Landschaft" (13%; 2014: 14%) sowie "Banken (12%; 2014: 5%) werden ebenfalls

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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häufig mit der Schweiz assoziiert. Die Verfasser der Studie führen den hohen und stark
angewachsenen Anteil des Begriffs der Neutralität mit der breiten Diskussion um den
Jahrestag der Schlacht bei Marignano zurück. Die Neutralität wurde denn auch von 48%
der Befragten als Stärke der Schweiz hervorgehoben. 2014 hatte dieser Anteil noch 33%
betragen und "Neutralität" war damals noch hinter "Bildung" (2015: 32%; 2014: 38%)
und "Mitspracherecht" (2015: 27%, 2014: 35%) erst an dritter Stelle als Stärke der
Schweiz genannt worden.
Ein Viertel der Befragten ist allerdings der Meinung, dass das Ansehen der Schweiz im
Ausland eher (23%) oder gar sehr schlecht (2%) sei. Dieser Anteil hat sich im Vergleich
zu 2014 verdoppelt. 
Auch 2015 war der Anteil der Befragten, die sehr stolz (39%) oder eher stolz (55%) sind
auf die Schweiz, sehr hoch und hat gegenüber 2014 (90%) noch einmal zugenommen.
Die Studie zeigte zudem, dass sich die Schere zwischen französischer und deutscher
Schweiz hinsichtlich Nationalstolz geschlossen hat. Waren noch 2004 lediglich 51% der
französischsprachigen Schweizerinnen und Schweizer sehr oder eher stolz auf die
Schweiz – im Vergleich zu damals 81% der deutschsprachigen Befragten – lagen die
Anteile in beiden Sprachregionen 2015 bei 94%. 13

Image der Schweiz im Ausland

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jährlich durchgeführte Studie
zum Image von 50 Ländern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affäre als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grösste Stärken der Schweiz betrachtet die  Studie das
Engagement für die Umwelt, die Lebensqualität und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevölkerung von einigen Ländern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Türkei und Ägypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies dürfte auf die auch
international stark wahrgenommenen Abstimmungsresultate – etwa zur
Minarettinitiative - zurückzuführen sein. Angeführt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2011
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht stellte Präsenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land über ein
gutes Image verfüge. Diesen Befund stützt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Ländern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger ausländischer Leitmedien
über die Schweiz. Gemäss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Bürgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualität von allen Ländern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Städte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Ländern klassiert. 
In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals über
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Während sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken über längere Zeit ein imageschädigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwächung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Für sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, über die äusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der ausländischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo über den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgenössischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlbürgerinnen und
Wahlbürger auf die Flüchtlingskrise interpretiert worden. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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D'après une étude réalisée par Expat Insider, la Suisse perd petit à petit son aura
auprès des expatriés. Alors qu'elle était aux avant-postes du classement en 2014, y
prenant la quatrième place, la Suisse dégringole, cette année, au 31ème rang sur un
total de 67 pays . Cela est, en partie, dû aux difficultés que les expatriés rencontrent en
termes d'intégration et de coût de la vie. 67% des expatriés interrogés considèrent qu'il
est difficile de se lier avec des Suisses. A noter toutefois qu'en ce qui concerne
l'environnement et l'éducation des enfants, la Confédération reste dans le top trois des
pays les plus attractifs. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2017
KAREL ZIEHLI

Stimmung in der Bevölkerung

Die politische Partizipation der Bevölkerung war Gegenstand einer weiteren
wissenschaftlichen Untersuchung. Darin wurden die Anonymität des politischen
Geschehens und die mangelnde Glaubwürdigkeit der in der Politik Tätigen als
Hauptursachen der Stimmabstinenz festgestellt. Während für die Stimmenden in der
Deutschschweiz die politische Mitbestimmung ein wichtiges Motiv für die Teilnahme an
Abstimmungen ist, gehen die Menschen in der Romandie und im Tessin mehr aus
Gewohnheit zur Urne. Personen aus der Mitte des Parteienspektrums zeigten sich
überdurchschnittlich politikverdrossen. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.1996
DIRK STROHMANN

Als bedenklich erwies sich gemäss einer Umfrage der Zeitschrift "das Beste" das
staatsbürgerliche Wissen der Schweizer Bevölkerung. Nur eine Minderheit der
Befragten konnte drei häufig bei Einbürgerungen gestellte staatspolitische Fragen
richtig beantworten. Dabei zeigte sich die junge Generation wesentlich sattelfester in
Staatskunde als die Älteren. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.07.1996
DIRK STROHMANN

Infolge der Affären im EMD musste die Armee 1996 einen deutlichen Imageverlust
hinnehmen. Ihre Akzeptanz fiel, gemäss einer Studie der ETH Zürich, von 78% auf 63%
zurück und erreichte damit annähernd den bisher tiefsten Wert von 1991. Die
Zustimmung zur Milizarmee sank ebenso wie das allgemeine Sicherheitsempfinden der
Schweizer Bevölkerung. Dagegen nahm die Zustimmung zu einem Beitritt zu
Internationalen Organisationen zu. Erstmals seit 1993 sprach sich eine schwache
Mehrheit der Befragten für einen vorbehaltlosen Beitritt zu EU und UNO aus. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.08.1996
DIRK STROHMANN

Zwei Meinungsforschungsinstitute - das GfS-Forschungsinstitut und Démoscope -
massen 1996 das Vertrauen der stimmberechtigten Bevölkerung in die Behörden.
Dabei kamen die beiden Institute - freilich mit unterschiedlichen
Frageformulierungen - zu recht verschiedenen Werten: für den Bundesrat wurde bei
der GfS ein Vertrauenswert von 39%, bei Démoscope ein solcher von 71% gemessen.
Beide Stellen nahmen jedoch, nach einem dramatischen Prestigeverlust zu Beginn der
80er-Jahre, 1996 einen leichten Aufschwung des Ansehens der Behörden wahr. Nicht
betroffen von dem langfristigen Vertrauensverlust ist die Wirtschaft. Gemäss der Studie
der GfS orientieren sich weite Teile der Bevölkerung zunehmend an wirtschaftlichen,
denn an politischen Zusammenhängen. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.08.1996
DIRK STROHMANN

Nichts Neues ist die Angst der Romandie vor einer Deutschschweizer Dominanz. Sie trat
dieses Jahr insbesondere aufgrund der Entscheidung der Swissair, die
Langstreckenflüge weitgehend auf den Flughafen Zürich-Kloten zu konzentrieren, in
Erscheinung. Die Zukunft des Flughafens Genf-Cointrin war auch ein Thema in den
eidgenössischen Räten. Nicht weniger als eine Interpellation, drei dringliche Einfache
Anfragen und elf Fragen wurden zu diesem Thema eingereicht. Neu dagegen war, dass
auch die Ostschweiz öffentlich ihre Vernachlässigung gegenüber den anderen Regionen
beklagte. Bei einem Treffen mit dem Bundesrat listeten die Vertreter der sieben
Ostschweizer Kantone eine Reihe von Benachteiligungen ihres Landesteils durch die
Bundesbehörden auf. Im Vordergrund standen dabei die Projekte der NEAT sowie die
Verbilligung der Krankenkassenprämien. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.11.1996
DIRK STROHMANN
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Die vom GfS-Forschungsinstitut gemessenen Ängste der Bevölkerung erreichten 1996
einen Höchststand. An der Spitze stand die Besorgnis über den Egoismus der
Mitmenschen sowie die ökologische Entwicklung. Nur im Mittelfeld der geäusserten
Ängste erschien die Sorge um den eigenen Arbeitsplatz und das materielle
Wohlergehen. Insgesamt ging jedoch die Angst vor der Zerstörung der Umwelt zurück,
während die Furcht vor der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung zunahm. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.12.1996
DIRK STROHMANN

Eine der jährlich durchgeführten Univox-Umfragen ergab, dass die Kritik der
Bürgerinnen an den Behörden und ihrer Politik zugenommen hat. Der Anteil
derjenigen, welche mit der Politik von Bundesrat und Parlament nicht zufrieden sind,
stieg 1997 im Vergleich zum Vorjahr von 35% auf 44%, während der Anteil der
Zufriedenen von 44% auf 40% sank. Die Umfrage zeigte, dass die Kritik massgeblich mit
der politischen Einstellung der Befragten zusammenhängt. Sowohl bei den
Sympathisanten rechtsbürgerlicher Parteien (SVP, SD und FP) als auch bei den
Anhängern linker und grüner Parteien lag der Anteil der Unzufriedenen mit rund 50%
deutlich über dem Mittel. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.06.1997
HANS HIRTER

Gemäss den Interpretationen der Verfasser einer repräsentativen Befragung haben sich
die Diskussionen um die Politik der Schweiz im 2. Weltkrieg auch auf das
Geschichtsbild der Schweizer und Schweizerinnen ausgewirkt. Die von der
Forschungsstelle für Sicherheitspolitik und Konfliktanalyse der ETH Zürich erstellte
Studie ergab, dass 43% der Ansicht sind, dass die Schweiz primär wegen der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Deutschland und seinen Verbündeten vom Krieg
verschont geblieben ist; 24% glauben, dass dies vor allem eine Folge der militärischen
Abwehrbereitschaft war und 18% betrachten beide Faktoren als gleichwertig. Dabei
zeigten sich einige Unterschiede unter den Generationen. Während bei der
sogenannten Aktivdienstgeneration (d.h. den mindestens 60jährigen) die Meinung
dominierte, dass beide Faktoren zusammen verantwortlich waren (36%), war es bei den
jüngeren Befragten die Ansicht, dass es primär die Wirtschaftspolitik war (47% bei den
30-59jährigen resp. 50% bei den 20-30jährigen). Die Landesverteidigung wurde von
der Aktivdienstgeneration hingegen nicht wesentlich häufiger als primäre Ursache
angegeben als von den jüngeren Altersgruppen (22% gegenüber 18% resp 14%). Im
Vergleich zu 1983, als diese Frage zum ersten Mal gestellt wurde, nahm der Anteil
derjenigen, welche in der Landesverteidigung den primären oder zumindest mit der
Wirtschaftspolitik gleichwertigen Faktor für die Kriegsverschonung sehen, von 61% auf
42% ab. Dass allerdings bereits 1983 lediglich 24% der Befragten vorbehaltlos der
Aussage zustimmten, dass die Schweiz vor allem wegen der Landesverteidigung vom
Krieg verschont blieb, stellt auch gewisse Vorstellungen über die Bedeutung von
schweizerischen Mythen in Frage. Ob und wie sich die Diskussion der schweizerischen
Geschichte auf die Einstellung zur heutigen Aussenpolitik auswirkt, kann die Studie
nicht eindeutig beantworten. Mit einer Zustimmung von rund 80% geniesst die Maxime
der Neutralität jedenfalls immer noch sehr hohes Ansehen; ein Beitritt zur NATO
würde von weniger als einem Viertel der Befragten akzeptiert. Während der Anteil der
Befürworter eines Beitritts zur UNO gegenüber dem Vorjahr um sechs Prozentpunkte
auf 57% gestiegen ist, sank derjenige der Befürworter eines EU-Beitritts um zehn auf
42%. Der Anteil derjenigen, die sich in irgendeiner Form eine Annäherung an die EU
wünschen, blieb mit 67% konstant. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.08.1997
HANS HIRTER

Eine weitere, von Politologen der Universität Genf im Jahr 1996 durchgeführte
Befragung stellte fest, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger im Vergleich zu
1989 sowohl gegenüber den politischen Institutionen, als auch gegenüber Verbänden,
Medien und internationalen Organisationen massiv abgenommen hat. Am geringsten
war der Vertrauensverlust in bezug auf die Polizei, welche mit einem Anteil von 69%
positiver Antworten den Spitzenrang einnahm (1989: 80%). Am heftigsten fiel der
Vertrauensverlust beim Parlament und beim Bundesrat aus (von 76% auf 44% resp. von
81% auf 52%). Diese Institutionen klassierten sich aber immer noch deutlich vor
internationalen Organisationen wie UNO (43%; -17%) und EU (43%; -15%),
Grossunternehmen (40%; -12%), Gewerkschaften (38%; -15%) oder Presse (22%;
-23%). 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.1997
HANS HIRTER
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Etwas besser schnitt die Landesregierung in einer weiteren Univox-Umfrage zur
aussenpolitischen Orientierung der Bürgerinnen und Bürger ab. Fast 80% erklärten
sich mit der schweizerischen Aussenpolitik grundsätzlich einverstanden. Am wenigsten
Zustimmung erhielt der Bundesrat für seine Europapolitik (31%); nicht ganz die Hälfte
der Befragten (45%) würden sich ein stärkeres Engagement wünschen. Die Umfrage
zeigte ferner auf, dass die von kritischen Beobachtern oft beklagten Mythen über die
Schweiz in der Bevölkerung gar nicht mehr besonders stark verbreitet sind. Wohl waren
60% der Befragten stolz auf die demokratischen Institutionen und das Zusammenleben
mehrerer Kulturen, aber drei von vier Personen waren der Ansicht, dass die Schweiz ein
gewöhnlicher Staat und "kein Sonderfall" sei. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.1997
HANS HIRTER

Gemäss einer vom Meinungsforschungsinstitut GfS durchgeführten Umfrage blieb 1998
die Arbeitslosigkeit mit 74% Nennungen (Mehrfachnennungen waren erlaubt) die
wichtigste Sorge der Schweizerinnen und Schweizer. Dahinter folgten mit deutlichem
Abstand Asylpolitik (47%), Gesundheitsfragen (46%) und die Altersvorsorge (45%). Am
meisten, nämlich um 17 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr zugelegt hat dabei die
Flüchtlingsfrage; an Bedeutung verloren haben Finanz-, Drogen- und Umweltpolitik.
Nicht mehr unter den zwanzig meistgenannten Themen befand sich das Verhalten der
Schweiz im 2. Weltkrieg. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Die Rangliste der politischen Probleme, deren Lösung die Schweizerinnen und
Schweizer für am vordringlichsten halten, hat sich im Vergleich zum Vorjahr verändert.
Gemäss der unmittelbar nach den Nationalratswahlen vom Oktober durchgeführten
Selects-Umfrage hat die Asylproblematik das Thema Arbeitslosigkeit von der Spitze
verdrängt. Diesen Meinungsumschwung aber allein auf die Wahlpropaganda gewisser
Parteien (namentlich der SVP) zurückzuführen, wäre wohl kaum zutreffend. Immerhin
hatten sich in der Zwischenzeit auch die realen Verhältnisse verändert: die
Arbeitslosenzahlen hatten sich weiter massiv reduziert und infolge des Kosovo-Konflikts
war im Sommer eine neue Höchstzahl an einreisenden Flüchtlingen zu verzeichnen
gewesen. In der französischen Schweiz konnte sich allerdings die Angst vor der
Arbeitslosigkeit an der Spitze halten; dort spielen sozialpolitische Fragen für die
Bevölkerung generell eine wesentlich wichtigere Rolle als in der Deutschschweiz. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Die Rangliste der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche die
Schweizerinnen und Schweizer am stärksten beschäftigen, hat sich gemäss einer von
der GfS  jährlich durchgeführten Befragung gegenüber dem Vorjahr kaum verändert. An
der Spitze blieb mit 64% der Nennungen der Bereich Gesundheitsfragen (inkl. Kosten).
Das Ende des Wirtschaftsbooms drückte sich in einer gesteigerten Angst vor
Arbeitslosigkeit aus: 45% der Befragten zählten die Sorge um den Arbeitsplatz zu einem
der fünf wichtigsten Problembereiche (2000: 34%). Dass bei dieser regelmässig im
Herbst durchgeführten Befragung dieses Jahr, also unmittelbar nach den
Terroranschlägen in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament, die Angst vor
Terrorismus wesentlich stärker verbreitet war als in früheren Jahren, war zu erwarten.
Mit einem Anteil von 27% der Nennungen figurierte dieses Thema auf dem sechsten
Platz; dabei erscheint fast bemerkenswerter, dass auch nach dem 11. September und
nach Zug mehr als 70% der Schweizerinnen und Schweizer Terroranschläge nicht zu
ihren fünf grössten Sorgen zählten. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2002
HANS HIRTER

Die von der GfS jährlich durchgeführte Befragung über die politischen und
gesellschaftlichen Probleme, welche die Schweizerinnen und Schweizer am stärksten
beschäftigen, ergab im Vergleich zum Vorjahr einige Veränderungen. Die vier
erstplatzierten Themen und ihre Rangordnung blieben zwar die selben, die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit (52% der Nennungen), die Sorge um die Sicherung der
Altersvorsorge (49%) und die Asylpolitik (43%) haben aber gegenüber dem weiterhin an
der Spitze liegenden Bereich Gesundheitswesen und -kosten (58%) aufgeholt. Wie zu
erwarten war, ging die Angst vor terroristischen Anschlägen, welche im Herbst des
Vorjahres mit 27% der Nennungen den fünften Platz belegt hatte, wieder auf das vor
den Attentaten in den USA und dem Amoklauf im Zuger Parlament registrierte Niveau
zurück und wurde nur noch von 8% der Befragten zu den fünf wichtigsten Problemen
gezählt. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.02.2003
HANS HIRTER
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Auch die von Isopublic im Auftrag des Sonntagsblick bei 1000 Personen durchgeführte
Befragung zur Lebenszufriedenheit weist auf eine eher optimistische Grundstimmung
in der Bevölkerung hin. 78% der Befragten gaben auf einer Skala von 1 (sehr
unzufrieden) bis 10 (sehr zufrieden) den Wert 8, 9, oder 10 an. Auch im internationalen
Vergleich gilt die Schweizer Bevölkerung damit als überdurchschnittlich zufrieden. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.10.2010
MARC BÜHLMANN

Das vom Finanzunternehmen Aduno Gruppe finanzierte und von der GfS-Zürich
durchgeführte Angstbarometer zeigt, dass sich die Schweizer Bevölkerung
insbesondere vor der Klimaveränderung, vor dem Egoismus der Menschen und vor
Kriminalität fürchtet. Auffallend sind laut der Studie die zurückgehenden Ängste
hinsichtlich Überfremdung, Kriminalität und Sittenzerfall.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ein im Vergleich zu 2010 ähnliches Bild zeichnet das vom Finanzunternehmen Aduno
Gruppe finanzierte und von der GfS-Zürich durchgeführte Angstbarometer: Im
Vergleich zum Vorjahr hat die Angst vor einer Rezession oder einer Inflation stark
zugenommen. Den grössten Zuwachs verzeichnet hingegen – aufgrund der Ereignisse in
Japan wenig erstaunlich – die Angst vor einer Atomverseuchung. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

In einer von der ETH durchgeführten Studie „Sicherheit“ wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevölkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelmässig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1) und die Medien (5,1). 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.05.2012
MARC BÜHLMANN

Das von der GfS-Zürich durchgeführte Angstbarometer widerspiegelte die mediale
Themenkonjunktur: So ging die Angst vor einer Atomkatastrophe im Berichtjahr im
Gegensatz zum Vorjahr, als die Atomkatastrophe im japanischen Fukushima noch
präsent gewesen war, stark zurück. Im Gegensatz dazu nahmen die Ängste vor
Überfremdung durch Ausländer und Flüchtlinge bedeutend zu. Laut der Studie hat
diese Angst vor allem bei Sympathisanten der SP, der CVP und der FDP zugenommen,
wobei sie bei SVP-Anhängerinnen auf hohem Niveau konstant blieb. Die
Studienverantwortlichen führten dies auf die medial begleitete, zunehmend
restriktivere Ausländerpolitik bei den bürgerlichen Parteien aber auch bei der SP
zurück. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Anfang Jahr präsentierte das Konsumentenforum seinen Pulsmesser, mit dem bei rund
1000 Befragten die Sorgen im Konsumalltag gemessen wurden. Die Gesundheitskosten
und die steigenden Krankenkassenprämien bereiteten den interviewten
Konsumentinnen und Konsumenten die grössten Sorgen, obwohl die Prämienrunde 2011
relativ moderat ausgefallen war. Der Alkoholmissbrauch, die zunehmende
Gewaltbereitschaft von Jugendlichen, die steigenden Energiepreise sowie aggressive
und belästigende Werbung wurden ebenfalls häufig genannt. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.01.2013
MARC BÜHLMANN

Zwei Jahre nach der Atomkatastrophe in Fukushima Daiichi zeigte der Univox
Umweltmonitor – eine Ende 2012 bei 1000 Personen durchgeführte Befragung der
gfs.zürich – dass die Skepsis gegenüber der Atomenergie nach wie vor hoch, gleichzeitig
aber auch die Technikgläubigkeit gestiegen war. 65% der Befragten bezeichneten die
Risiken der Kernenergie als nicht tragbar (2011 lag dieser Anteil bei 69%) und 31%
glaubten, dass sich Umweltprobleme durch neue Techniken lösen lassen (2011: 26%).
Die Befragung zeigte zudem, dass die Schweiz im internationalen Vergleich weiterhin
eine hohe Recyclingrate aufweist: Der Anteil der Befragten, die Glas, Kompost, Karton,
Batterien und Pet an eine Sammelstelle zurück brachten, nahm gegenüber dem Vorjahr
allerdings leicht ab. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.02.2013
MARC BÜHLMANN
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Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu über 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inländischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die fünf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2013
MARC BÜHLMANN

Das Angstbarometer, eine jährlich bei rund 1000 Personen von gfs.zürich
durchgeführte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefühlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rückgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklärt. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
ökonomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden prägende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als stärkste
Bedrohung wahrgenommen – insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveränderung. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die glücklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Ländern den
Anteil an glücklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, glücklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarländern
sind die Menschen in der Schweiz damit glücklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben glücklich oder gar sehr glücklich zu sein, waren in Deutschland
(59%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer. 
Ein ähnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Europäischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Glücks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0 (gänzlich
unzufrieden) bis 10 (völlig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den höchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Dänemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jüngere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
ältere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden. 
Mehr als 150 Länder waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Dänemark und Norwegen. Der über 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstützung für die
Erklärung von Glück - auch hier primär anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
verantwortlich. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN

Etwas entgegen den politischen Entwicklungen der letzten Monate wies der
Umweltmonitor für das Jahr 2014 ein gestiegenes Umweltbewusstsein nach. Obwohl
grüne Anliegen an der Wahl- und Abstimmungsurne eher Niederlagen einstecken
mussten, massen Schweizerinnen und Schweizer laut der im Auftrag von WWF durch
GfS Zürich durchgeführten Umfrage dem Naturschutz und dem nachhaltigen
Energieverbrauch einen hohen Stellenwert bei. Der Anteil der Bevölkerung, der sich als
überdurchschnittlich umweltbewusst einschätzt, war im Vergleich zu 2013 gar um 8
Prozentpunkte auf 57% gestiegen. Als dringlichste Probleme wurden die
Luftverschmutzung und der hohe Energieverbrauch genannt und rund drei Viertel der
Befragten forderten mehr Massnahmen für den Klimaschutz. Der Begriff

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.2015
MARC BÜHLMANN
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"Energiewende" wird von einer Mehrheit der Bevölkerung als positiv besetzt
wahrgenommen und von 55% der Befragten als umsetzbares Ziel und nicht nur noble
Idee bewertet. 40

Arbeitslosigkeit, Ausländer und Altersvorsorge – die drei A wurden im jährlich
erhobenen Sorgenbarometer auch 2015 als grösste Probleme bezeichnet. Rund 1000
Befragte müssen in dieser von der Credit Suisse finanzierten und von gfs.bern
durchgeführten Befragung aus 34 Antwortvorgaben jeweils die fünf wichtigsten
Probleme benennen. 2015 bezeichneten 43% die Vorgabe "AusländerInnen" als
wichtigstes Problem, was im Vergleich zu 2014 erneut einen Zuwachs von drei
Prozentpunkten bedeutete. Auch die Thematik "Flüchtlinge/Asyl" wurde gegenüber
2014 deutlicher als Problem wahrgenommen: 35% der Befragten bezeichneten 2015
dieses Thema als Problem gegenüber 26% im Jahr 2014. Nach wie vor grosse Sorgen
scheint die Altersvorsorge zu bereiten: für 38% (2014: 37%) sind Fragen zu AHV und
Renten ein zentrales Problem im Jahr 2015. Auch die Arbeitslosigkeit scheint die
Schweizerinnen und Schweizer – trotz eigentlich guter Konjunkturlage – zu
beschäftigen. Weil die Jugendarbeitslosigkeit 2015 getrennt abgefragt wurde, ist ein
Vergleich mit 2014 allerdings schwierig. 2015 bezeichneten 41% der Befragten
Arbeitslosigkeit im Allgemeinen und 26% Jugendarbeitslosigkeit im Speziellen als eines
der fünf drängendsten Probleme; 2014 lag der Anteil, der Erwerbslosigkeit als Problem
bezeichnete, bei 51%. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Auch 2015 wurden sowohl gemäss Sorgenbarometer als auch gemäss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jährlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Plätzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezüglich der Polizei und der Armee. Während im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgenössischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshüter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgenössischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Ständerat recht deutlich höher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies
beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere für die Gratiszeitungen und
weniger für Radio und bezahlte Zeitungen gilt. 42
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Im 2018 erschienenen World Happiness Report belegte die Schweiz den fünften Platz
hinter Finnland, Norwegen, Dänemark und Island und lag damit wie in den vergangenen
Jahren an der Spitze der Glücksskala. Im vorliegenden Report aus dem
Untersuchungszeitraum von 2015 bis 2017 waren in 156 Ländern Umfragen durchgeführt
worden zum Bruttoinlandprodukt pro Kopf; zur Wahrscheinlichkeit, ein gesundes Leben
führen zu können; zur Möglichkeit, freie Entscheidungen zu treffen; zur Korruption,
aber auch zur Grosszügigkeit und sozialen Unterstützung innerhalb der Gesellschaft.
Auf einer Skala von maximal zehn Punkten erreichte die Schweiz so ein Resultat von
7.487 Punkten.
Erklärt wurden die verschiedenen Parameter von Matthias Binswanger, Professor für
Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule Nordwestschweiz, in der Weltwoche vom
März. So sei etwa ein hohes Bruttoinlandprodukt ein Indikator für geringe
Arbeitslosigkeit und hohen Wohlstand. Arbeit sei einerseits ein identitätsstiftender
Faktor – eine eigene Identität wirke sich positiv auf die Stimmung eines Menschen aus
–, andererseits gehe damit auch die Perspektive einher, etwa im Rentenalter ein gutes
Leben zu führen. Die direkte Demokratie biete den Schweizerinnen und Schweizern
freie Entscheidungsmöglichkeiten und durch Wahlen werde zugleich das Vertrauen in
staatliche Institutionen gefördert. Ebenfalls trage die tiefe Korruptionsrate zum Glück
der Schweizer bei. Wie bereits in den vergangenen Jahren wurde der Report vom
Umfrageinstitut Gallup und dem Canadian Institute For Advanced Research verfasst und
von der UNO unterstützt. 43
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Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei höchste politische Priorität zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben dürfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Während zwar die Zahl der in die Schweiz geflüchteten Menschen
leicht zurückgegangen sei, hätten die Kategorien «AusländerInnen» (dritter Platz) sowie
«Flüchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Fünf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr präsent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.
Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezüglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevölkerung, gehöre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den fünf dringendsten Problemen. So schätzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fühlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es für unwahrscheinlich, dass sie Ihren Job an einen
Roboter abtreten müssten.
Über das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit über dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch höheres Vertrauen habe die Bevölkerung gemäss Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurückgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rückgang von elf
Prozentpunkten gegenüber der Vorjahresumfrage entspreche. 44
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Im World Happiness Report 2019 rutschte die Schweiz im Vergleich zum Vorjahr einen
Platz nach hinten und belegte hinter Finnland, Dänemark, Norwegen, Island und den
nach vorne gerückten Niederlanden neu den sechsten Rang. Mit einer Punktezahl von
7.480 lag die Schweiz somit leicht hinter dem letztjährigen Wert von 7.487. Unverändert
blieb, dass die Schweiz zusammen mit den nord- und mitteleuropäischen Ländern
sowie Neuseeland und Kanada an der Spitze der Tabelle lag, obgleich sich die Werte der
Top Ten weiter auseinander bewegt hatten. Insgesamt, so kommt der Bericht zum
Schluss, bewerteten die Menschen der Länder in Spitzenpositionen ihr Glück aber
relativ konstant im Verhältnis zu den Vorjahren. So habe die Schweiz im Vergleich zur
Umfrage von vor zehn Jahren insgesamt 0.007 Punkte hinzugewonnen, während
beispielsweise Benin mit 1.390 Punkten ins Mittelfeld vorrücken konnte und nun den
102. Platz belegte. Insgesamt waren Menschen in 156 Ländern zu ihrem Glück befragt
worden. 45
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Wie bereits im Vorjahr führte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jährlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevölkerung eruiert. Insgesamt blieben die fünf grössten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverändert. Eine Ausnahme bildete lediglich der fünfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplätze gerückt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, während die Sorge aufgrund von
«AusländerInnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gerückt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe», die Kategorie
«Flüchtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zurück. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die persönliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flüchtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt würden,
funktioniere somit nicht mehr. Überhaupt konnte die Studie keine Gründe für die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klären.
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Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lösungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden müssten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu lösenden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezüglich von den
Politikerinnen und Politikern enttäuscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfügten, der Bundesrat müsse «seine Führungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war
das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geändert: Von
der EU, über die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevölkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine grössere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit wünschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militärdienst» hier Abhilfe schaffen
würden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz – was im Hinblick auf die Sorge um die persönliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte. 46

Im achten jährlich erscheinenden World Happiness Report rangierte die Schweiz für
die Ausgabe 2020 auf Platz drei, nachdem sie im letzten Jahr auf den sechsten Rang
gerutscht war. Erneut teilte sie sich die vordersten Plätze mit skandinavischen Ländern,
unter den Top Ten befanden sich zudem Neuseeland sowie das Nachbarland
Österreich. Deutschland belegte den 17., Frankreich den 23. und Italien den 30. von
insgesamt 153 Plätzen. Auf den letzten Plätzen landeten viele von Kriegen und Konflikten
besonders betroffene Länder wie Afghanistan (153.), Südsudan (152.), Jemen (146.) oder
die Zentralafrikanische Republik (149.), aber ebenso Staaten in Friedenszeiten wie
Indien (144.) oder Ruanda (150.). Nicht auf der Liste befand sich etwa das
Bürgerkriegsland Syrien. Wie auch bereits im letzten Jahr am meisten Punkte
hinzugewonnen hat das subsaharische Land Benin, welches neu auf dem 86. Platz und
damit erneut im Mittelfeld liegt. Im Jahr 2015 lag das Land noch auf dem 155. und somit
beinahe letzten Platz.
In die Bewertung flossen wie jedes Jahr verschiedene Kriterien mit ein: Nebst
Wohlstand, Korruption oder Lebenserwartung wurde auch eruiert, inwiefern die
Menschen in den untersuchten Ländern bei Schwierigkeiten («trouble») von der
Gesellschaft unterstützt wurden, in welchem Masse sie Entscheidungs- und
Meinungsfreiheiten genossen und auch, welche Emotionen sie in den letzten Tagen
fühlten, welchen Tätigkeiten sie nachgingen und wofür sie Geld ausgaben.
Vermehrt Beachtung erhielten in der diesjährigen Ausgabe ferner Auswirkungen
sozialer und natürlicher Umweltfaktoren. Betrachtet wurden die Unterschiede zwischen
ruralen und urbanen Wohngebieten, die Bevölkerungsdichte, Luftqualität,
Auswirkungen des Klimawandels (Wetterextreme) oder auch, ob Zeit in der Natur –
beispielsweise mit Wandern, Baden oder Gärtnern – verbracht wurde. Zumindest vom
letztgenannten Kriterium hätte die Schweiz als Wander- und Seenland auf der Rangliste
profitieren können, doch erfolgte die Untersuchung der Umweltfaktoren in einem
separaten Kapitel und ohne Punktewertung.
Nicht miteinbezogen in den World Happiness Report wurden Auswirkungen des
Coronavirus, der Untersuchungszeitraum reichte nur bis ins Jahr 2019. 47
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Sans surprise, la pandémie de coronavirus et ses conséquences font une entrée
fracassante dans le baromètre des préoccupations du Credit Suisse 2020. Ce thème
arrive en tête de l'étude réalisée par l’institut de recherche gfs.bern, qui a interrogé
des citoyens et citoyennes suisses sur leurs principales préoccupations et sur les
caractéristiques de l'identité du pays. C'est la première fois en 44 ans qu'une nouvelle
préoccupation arrive aussi nettement en haut du classement. En effet, 51 pour cent des
personnes sondées ont cité la pandémie parmi les cinq plus gros problèmes auquel la
Suisse fait face. Suivent dans le classement le thème de l'AVS et de la prévoyance
vieillesse (37%), qui occupait la première place depuis 2017, et l'inquiétude liée au
chômage (31%), elle aussi en augmentation, sans doute en lien avec la pandémie. 
Le thème de l'environnement et du climat, mentionné par 29 pour cent des personnes
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sondées, occupe la quatrième place. Il est néanmoins considéré comme le deuxième
problème le plus urgent à résoudre, seulement précédé par la pandémie de
coronavirus. Le top-5 des préoccupations des suisses et suissesses est complété par la
catégorie «étrangers» avec 28 pour cent. 
Si l'on met de côté la pandémie, les préoccupations de la population sont relativement
similaires aux années précédentes. Certaines thématiques telle que la prévoyance
vieillesse, la protection environnementale ou la question des étrangers, même si
toujours considérées comme importantes, sont néanmoins devenues moins urgentes
aux yeux des citoyens et citoyennes, alors que l'inquiétude face au chômage est elle
revenue sur le devant de la scène, sans pour autant atteindre les niveaux records des
années 90, comme le souligne Lukas Golder, le co-directeur de gfs.bern.
Parmi les autres questions posées aux personnes sondées figurait celle des éléments
les plus importants de la sécurité du pays. Mises en lumière par la pandémie, les
questions d'approvisionnement arrivent en tête de liste. Ce sont la sécurité de
l'approvisionnement en énergie, l'approvisionnement autonome en matériel médical
ainsi que la sécurité de l'approvisionnement en marchandises qui cristallisent
l'attention, en adéquation avec le fait que 87 pour cent des personnes sondées se
disent plutôt ou tout à fait d'accord avec la proposition de rapatrier en Suisse, avec
l'aide de l'État, certains processus de production. 
La confiance dans les institutions est elle en hausse par rapport à l'année précédente.
La police conserve sa première place en ayant la confiance de 70 pour cent de la
population, suivie par le Conseil fédéral avec 68 pour cent et un gain de 18 points de
pourcentage. Le Parlement fédéral (Conseil des États: 51%, +7 pp; Conseil national:
48%, +8 pp) et l'administration publique (48%, +8 pp) progressent également. Selon
Lukas Golder, cela s'explique par la bonne maîtrise de la première vague de la
pandémie. Il convient cependant de relever que l'étude a été réalisée au cours de l'été,
au moment où le nombre de contaminations était bas et les conséquences de la
deuxième vague ne se faisaient pas encore sentir.
L'étude montre également un intérêt grandissant de la population pour les questions
politiques, avec 85 pour cent des personnes sondées qui se disent très ou plutôt
intéressées par la politique. Enfin, les suisses et suissesses évaluent toujours leur
situation économique personnelle de manière positive, même si la part des personnes
s'attendant à une dégradation de celle-ci ou s'inquiétant pour leur avenir n'a jamais été
aussi grande (19%). 48

Comme dans le classement précédent, la Suisse occupe la troisième marche du podium
des pays les plus heureux du monde selon le World Happiness Report 2021, seulement
devancée par la Finlande et le Danemark. Les pays européens trustent le haut du
classement puisqu'on retrouve également l'Islande (4e), les Pays-Bas (5e), la Norvège
(6e), la Suède (7e) et le Luxembourg (8e) aux avant-postes. Premier pays non-européen,
la Nouvelle-Zélande prend la neuvième place et le top 10 est complété par l'Autriche.
L'Allemagne (13e), la France (20e) et l'Italie (25e) sont un peu plus loin, alors qu'à l'autre
bout de la liste se trouve l'Afghanistan, en 149e et dernière place. Ce classement, publié
depuis 2012, est établi selon les résultats de chaque pays entre 2018 et 2020. En plus
des indicateurs utilisés lors des rapports précédents, l'étude de cette année utilise des
données supplémentaires pour évaluer les conséquences de la pandémie de Covid-19.
Les auteurs de l'étude déclarent ainsi avoir relevé une «fréquence d'émotions
négatives significativement supérieure dans environ un tiers des pays». Le World
Happiness Report est par ailleurs fréquemment sujet à controverse concernant sa
méthode pour évaluer le bonheur, qui prend notamment en compte le PIB. 49
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Pour la seconde année consécutive, la pandémie de coronavirus et ses conséquences
figurent en tête des préoccupations des suisses et suissesses, selon le baromètre des
préoccupations 2021 du Credit Suisse. L'étude, réalisée par gfs.bern aux mois de juillet
et d'août 2021, indique que 40 pour cent des répondant.e.s considèrent ce thème
comme l'un des cinq plus gros problèmes auxquels le pays fait face. La protection de
l'environnement et du climat (39%) et l'AVS/prévoyance vieillesse (39%) sont également
des sujets dont la population se soucie fortement. Les relations avec l'UE (33%),
l'évolution des coûts en matière de santé et d'assurances (25%), l'arrivée de forces de
travail qualifiées (20%) et de réfugié.e.s (19%) suivent dans ce classement. Par rapport à
l'année précédente, la gestion de la pandémie, si elle demeure certes première, semble
moins préoccuper la population – 51 pour cent des sondé.e.s la classait parmi les cinq
problèmes les plus importants – alors que la question climatique et environnementale
prend plus d'importance – de 29 à 39 pour cent –, peut-être en lien avec le rejet de la
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loi sur le CO2 et les catastrophes naturelles comme les inondations en Allemagne en
juillet, selon le rapport. Malgré l'abandon de l'accord-cadre, les citoyennes et citoyens
semblent moins inquiet.e.s de la poursuite des relations avec l'UE qu'en 2020. Enfin,
les thématiques migratoires perdent de l'importance depuis quelques années, tandis
que le chômage ne figure pas non plus parmi les préoccupations principales de la
population.
En outre, 65 pour cent des personnes interrogées considèrent leur situation
économique comme très bonne ou plutôt bonne, et sont plutôt confiantes quant à
leurs possibilités de maintenir ce niveau de prospérité. De plus, 10 pour cent des
sondé.e.s s'attendent à une dégradation de leur situation économique (-9 points de
pourcentage, pp, par rapport à 2020), une part qui revient ainsi au niveau d'avant la
pandémie.
Après une progression en 2020, la confiance dans les institutions est en recul cette
année. 63 pour cent des citoyennes et citoyens témoignent de leur confiance envers la
police (-7pp) et le Conseil fédéral (-5pp). Le Tribunal fédéral jouit de la confiance de 60
pour cent de la population (-3pp), la BNS de 51 pour cent (-6pp), le Conseil des États de
42 pour cent (-9pp), tout comme le Conseil national (-6pp). Enfin, l'administration
publique (39%, -9pp) et l'armée (40%, -8pp) enregistrent également un recul.
Lorsqu'on leur demande leur avis sur la gestion de la crise, 57 pour cent des suisses et
suissesses estiment que la Suisse a mieux géré la pandémie que les autres pays, même
si 63 pour cent auraient jugé opportun que la Confédération dispose de plus de
compétences par rapport aux cantons durant la période de crise. 
L'étude de gfs.bern porte sur un échantillon de 1722 personnes disposant du droit de
vote et issues de toute la Suisse. La marge d'erreur est de plus ou moins 2.3 points de
pourcentage. 50

La population suisse est cette année encore l'une des plus heureuses au monde,
postule le World Happiness Report 2022. En recul d'une place par rapport à l'année
précédente, la Suisse termine au pied du podium d'un classement dominé par la
Finlande, le Danemark et l'Islande. À l'autre extrémité se retrouvent l'Afghanistan et le
Liban. Sponsorisée par les Nations-Unies, l'étude fête ses dix ans, l'occasion pour les
auteurs d'affirmer que la vraie mesure du progrès est celle du bonheur de la
population, et d'appeler les dirigeants et dirigeantes de toute la planète à prendre en
compte les résultats de leur rapport. L'index du bonheur combine des indicateurs
comme le PIB et l'espérance de vie en bonne santé avec des évaluations subjectives des
habitantes et habitants sur leur propre niveau de bonheur. Ces données proviennent
du Gallup World Poll, une étude menée au niveau mondial. Elles permettent notamment
de mettre en évidence la liberté de faire ses propres choix – évaluée à l'aide de la
question «êtes-vous satisfait ou non de votre liberté de choisir ce que vous faites dans
votre vie?» – le support social – «si vous avez des soucis, pouvez-vous compter sur des
proches pour vous aider?» – la générosité – «avez-vous donné de l'argent à une œuvre
de charité le mois dernier?» – et la perception de la corruption – «est-ce que la
corruption est répandue au sein du gouvernement de votre pays?». Certes, les
méthodes utilisées exposent le classement aux critiques, mais selon l'un des auteurs,
les résultats des dernières années indiquent que «la solidarité sociale, la générosité
entre les gens et l’honnêteté du gouvernement sont cruciaux pour le bien-être». Le
rapport, riche de plus de 150 pages, contient également des analyses sur l'évolution des
différentes variables au cours de la dernière décennie, ainsi que d'autres études sur les
émotions positives et négatives durant la pandémie par exemple. 51
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